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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Lenz (Bergstraße), Erhard (Bad 
Schwalbach), Dr. Eyrich, Dr. Schneider (Nürnberg), 
Vogel, Wagner (Günzburg) und Genossen 


betr. Kriminalität von Ausländern in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Welche Maßnahmen haben Bund und Länder ergriffen, um die 
mit der Strafverfolgung befaßten Behörden in den Stand zu 
setzen, die Aufgabe zu bewältigen, die sich aus der Kriminalität 
von Ausländern in der Bundesrepublik Deutschland ergibt? 
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Begründung 


In der Bundesrepublik Deutschland leben schon seit Jahren 
mehrere Millionen Ausländer, die nicht nur einen wesentlichen 
Beitrag zum Wirtschaftsleben unseres Landes leisten, sondern 
auch einen bestimmten Beitrag zur Entwicklung der Kriminalität 
in unserem Lande geleistet haben. Folgende Zahlen mögen dies 
verdeutlichen: 



1967 

1968 

1969 

1970 

Zahl der 

ausländischen 

Straftäter 

57 953 

56 231 

65 063 

85 392 

V. H. der 

Gesamttäterzahl 

6 v.H. 

5,7 V. H. 

6,6 V. H. 

8,3 V. H. 

verurteilte 

Ausländer 

19 209 

18 100 

20 428 

27 332 


Quellen: Bundeskriminalamt „Polizeiliche Kriminalstatistik" 

Stat. Bundesamt „Bevölkerung und Kultur, Reihe 9, Rechtspflege" 

Daraus ergibt sich, daß in den vier vorgenannten Jahren zwi- 
schen 50 000 und 90 000 Ausländer mit der Polizei und fast 
20 000 bis 30 000 Ausländer mit den Gerichten in Berührung ge- 
kommen sind. 

Eine Einzeluntersuchung der polizeilichen Kriminalstatistik 
ergibt, daß die ausländischen Täter nicht gleichmäßig an allen 
Deliktformen beteiligt sind, sondern daß ihr Anteil in bestimm- 
ten Deliktsgruppen besonders hoch ist. Nachfolgend werden die- 
jenigen Delikte aufgeführt, bei denen der Anteil der Ausländer 
an der Gesamttäterzahl im Jahre 1970 10 v.H. überschritt: Mord 
und Totschlag 18,2 v.H., versuchter Mord und Totschlag 23,2 
v.H,, Tötung neugeborener Kinder 30,8 v.H., Abtreibung 11,8 
V. H., Körperverletzung mit tödlichem Ausgang 18,0 v.H,, ge- 
fährliche und schwere Körperverletzung 15,4 v.H., Sittlichkeits- 
delikte 11,3 V. H., Verbrechen und Vergehen wider die per- 
sönliche Freiheit 13,7 v. H., Raub, räuberische Erpressung, Auto-, 
Straßenraub 13,1 v.H,, Urkundenfälschung 13,2 v.H., Verbrei- 
tung von Falschgeld 32,4 v.H., Rauschgiftdelikte 11,2 v.H. 

Es ist selbstverständlich, daß Polizei, Staatsanwaltschaft und 
Gerichte durch diesen Anfall von Delikten in bestimmten Grup- 
pen seit Jahren vor neue große Aufgaben gestellt werden. Des- 
halb stellt sich die Frage, was Bund und Länder getan haben, 
um die genannten Behörden auf diese Aufgaben vorzubereiten. 
Insbesondere, welche Möglichkeiten bestehen in der Bundes- 
republik Deutschland, sich die Sprachen der wichtigsten Her- 
kunftsländer von ausländischen Gastarbeitern anzueignen? 
Welche Maßnahmen sind ergriffen worden, um Kriminalbeamte 
und Staatsanwälte zu veranlassen, von diesen Möglichkeiten 
Gebrauch zu machen? Wie viele Kriminalbeamte und Staats- 
anwälte gibt es inzwischen, die arabisch, persisch oder türkisch, 
griechisch, serbokroatisch, italienisch oder spanisch sprechen? 
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Welche Schritte sind unternommen worden, um eine gericht- 
liche Vertretung von Ausländern vor deutschen Gerichten in 
Zivil- und Strafsachen durch sprachkundige Rechtsanwälte zu 
ermöglichen oder zu erleichtern? 

Die Fragesteller verkennen nicht, daß es außerordentlich 
schwierig ist, einen in einen Prozeß verwickelten Ausländer vor 
ein deutsches Gericht mit entsprechenden Sprachkenntnissen zu 
schicken, weil es nicht möglich sein wird, jeden Richter in allen 
diesen Sprachen auszubilden. Trotzdem war es etwas enttäu- 
schend zu erfahren, daß die Bundesregierung in ihrer Antwort 
auf die Mündliche Anfrage vom 7. Juli 1972 des Abgeordneten 
Dr. Lenz (Bergstraße) nur von sehr sporadischen Bemühungen 
in diesem Bereich zu berichten wußte. Gerade weil die vor- 
herige Bestimmtheit des gesetzlichen Richters die Gewährung 
eines besonders sprachkundigen Richters erschwert, dürfte es 
notwendig sein, auf der Seite der Strafverfolgungsbehörden 
entsprechende Vorkehrungen zu treffen. 





